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(Nr. 6691.) Verordnung, betreffend die Aufhebung des F. 27. Ziffer 2. der Königlich 
Hannoverſchen Verordnung vom 9. Mai 1823. über die bäuerlichen Ver⸗ 
hältniſſe in der niedern Grafſchaft Lingen. Vom 1. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 
verordnen, was folgt: 


Die Vorſchrift im $. 27. unter Ziffer 2. der Königlich Hannoverſchen Ver: 
ordnung vom 9. Mai 1823., betreffend die bäuerlichen Verhältniſſe in der niedern 
Grafſchaft Lingen, wird hierdurch aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. Juni 1867. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. Juni 1867. 


, 


(Nr. 6692.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff 
der direkten Steuern in den vormals Bayeriſchen Gebietstheilen, Bezirksamt 
Gersfeld und Landgerichtsbezirk Orb ohne Aura. Vom 24. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen für die mit Unſerer Monarchie vereinigten, durch $. 1. der Verordnung 
vom 22. Februar 1867. (GeſetzSamml. für 1867. S. 273.) dem Regierungs⸗ 
bezirke Kaſſel zugetheilten, vormals Bayeriſchen Gebietstheile, Bezirksamt Gersfeld 
und ne Orb ohne Aura, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, 
was folgt: 


K. 1. 


Vom 1. Juli 1867. ab werden folgende zur Zeit beſtehende direkte Staats⸗ 
ſteuern aufgehoben: 


1) die Häuſerſteuer, 

2) die Einfommenfteuer, 
3) die Kapitalrentenſteuer, 
4) die Gewerbeſteuer. 


vw: 


An Stelle der in Wegfall kommenden Steuern find von dem im §. 1. 
bezeichneten Zeitpunkte ab zu erheben: 
1) die durch das Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. 
S. 317.) eingeführte Gebäudeſteuer / 
2) die durch das Geſetz vom 1. Mai 1851, (Geſetz-Samml. für 1851. 
S. 193.) eingeführte Klaffen- und klaſſiſizirte Einkommenſteuer, 
3) die durch das Geſetz vom 30, Mai 1820. (Geſetz-Samml. für 1820. 
S. 147.) und das einige Abänderungen des letzteren betreffende Geſetz 
vom 19. Juli 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 697.) eingeführte 
Gewerbeſteuer 
und werden zu dieſem Behufe die vorbezeichneten Preußiſchen Geſetze nebſt allen die⸗ 


ſelben erläuternden, ergänzenden und abändernden geſetzlichen Vorſchriften eingeführt. 


a 


Die Grundſteuer von den Liegenſchaften iſt in Gemäßheit des Geſetzes vom 
21. Mai 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 253.), betreffend die anderweite 
Regelung der Grundſteuer, und der dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und 


abändernden Vorſchriften, anderweit zu veranlagen, und die Gem e 
umme 
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ſumme für die vormals Bayeriſchen Gebietstheile in verhältnißmäßiger Gleichheit 
mit den Grundſteuer⸗Hauptſummen der altländiſchen Provinzen feſtzuſtellen. 

Bei den zu letzterem Zweck auszuführenden Vermeſſungs⸗ und Kartirungs⸗ 
arbeiten iſt nach Anleitung der Behufs Ausführung des vorgedachten Geſetzes 
ergangenen Vorſchriften zu verfahren. 

Dagegen bleibt die Beſtimmung darüber, unter welchen beſonderen Maaß⸗ 
gaben das mehrgedachte Geſetz, ſowie das Geſetz vom 21. Mai 1861,, betreffend 
die für die Aufhebung der Grundſteuer⸗Befreiungen und Bevorzugungen zu ge⸗ 
währende Entſchädigung (Geſetz-Samml. für 1861. S. 327.), zur Ausführung 
zu bringen, und die Beſtimmung des Zeitpunktes, mit welchem die neu zu ver⸗ 
anlagende Grundſteuer gegen Wegfall der beſtehenden Grundſteuer in Hebung 
zu ſetzen, einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 


Bis zu dieſem Zeitpunkt ift die beſtehende Grundſteuer mit der Beſchrän⸗ 
kung fort zu erheben, daß vom 1. Juli 1867. ab 


a) diejenigen Grundſteuerbeträge, welche ſpeziell auf den Grundflächen der 
Gebäude nebſt den dazu gehörigen Hofräumen und nicht über Einen 
Preußiſchen Morgen großen Hausgärten haften, außerdem aber 


b) die zu der eigentlichen, auf den Liegenſchaften ruhenden, zu 27% Simßel 
bemeſſenen Grundſteuer ſeither für Staatszwecke erhobenen Zuſchläge 


außer Hebung geſetzt werden. 
§. 4. 


Bis die in der Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 273.) beſtimmte anderweite Organiſation der Verwaltungsbehörden im Re⸗ 
gierungsbezirk Kaſſel erfolgt ſein wird, ſind die Funktionen, welche nach den im 
F. 2. bezeichneten Geſetzen den Regierungen obliegen, von dem Ober⸗Steuer⸗ 
kollegium zu Kaſſel unter Theilnahme eines Kommiſſars des Finanzminiſters, 
welchem insbeſondere die obere Leitung der Veranlagungsarbeiten obliegt, wahr⸗ 
zunehmen. 


Die Funktionen der Landräthe fallen bis auf Weiteres den dem Ober— 
Steuerkollegium untergeordneten Beamten oder beſonders zu berufenden Kom— 
miſſarien zu. 


. 5. 


Einſtweilen und jo lange eine kreis⸗ und provinzialſtändiſche Verfaſſung 
nach den Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung im vormaligen Kurfürſtenthum 
Heſſen und den vormals Bayeriſchen Gebieten nicht eingeführt iſt, treten folgende 
Beſtimmungen in Kraft: f 

a) die Veranlagung der Gebäudeſteuer, ſowie der Klaffen- und klaſſiftzirten 
Einkommenſteuer erfolgt innerhalb der zu dieſem Zweck zu bildenden 
Veranlagungsbezirke nach den für die Veranlagung der direkten Steuern 
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in Kurheſſen beſtehenden Geſetzen und Grundſätzen, insbeſondere nach 
den Vorſchriften in den $$. 6. und 7. des Geſetzes vom 15. 1 EN. 
1853., die Klaſſenſteuer betreffend (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. für 
1853. S. 156.), und im $. 5. des Kurheſſiſchen Geſetzes vom 15. De⸗ 
zember 1853. wegen Beſteuerung des Grundeigenthums (Kurheſſiſche 
Geſetz-Samml. für 1853. S. 155.) unter denjenigen Abänderungen, 
welche durch die Verſchiedenheit der Steuergeſetze ſelbſt und deren Grund. 
lagen geboten erſcheinen und in der vom Finanzminiſter dieſerhalb zu 
erlaſſenden Anweiſung beſonders feſtzuſtellen find; 


p) die nach $. 5. zu b. der Verordnung vom 28. April 1867. betreffend 

die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten 
Steuern im Gebiete des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen (Geſetz⸗ 
Samml. für 1867. S. 538.), zur Entſcheidung über Reklamationen und 
Berufungen gegen die Einſchätzung zur klaſſifizirten Einkommenſteuer zu 
bildende Bezirkskommiſſion hat zugleich die Funktionen der letzteren für 
die vormals Bayeriſchen Gebietstheile wahrzunehmen; 


e) die bei der Veranlagung mitwirkenden e haben ſtatt 
der in den Preußiſchen Geſetzen beſtimmten Reiſekoſten und Tagegelder 
die bisher in Kurheſſen üblichen Entſchädigungen zu beziehen. 


$. 6. 
Hinſichtlich der Gebäudeſteuer find nachſtehende Vorſchriften zu beachten: 


a) der mittlere jährliche Miethswerth der Gebäude ($. 6. des Geſetzes vom 
21. Mai 1861., betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude⸗ 
ſteuer), it nach dem Durchſchnitt der Jahre 1853. bis 1862. einſchließlich 
feſtzuſtellen ; 

b) die Bekanntmachung des Ergebniſſes der Veranlagung an die Cigen- 
thümer geſchieht durch Offenlegung der Veranlagungs⸗Nachweiſungen 
während eines Zeitraumes von mindeſtens 14 Tagen ($. 10. Abſatz 2. 
des gedachten Geſetzes) / 

e) die vierwöchentliche Reklamationsfriſt N 10. Abſatz 4. des gedachten 
Geſetzes) läuft vom erſten Tage der Offenlegung der Veranlagungs⸗ 
Nachweiſung 

d) die in den $$. 15. bis 18. des „ Geſetzes enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften bleiben, ſoweit fie auf das Verfahren bei Feſtſtellung und Fort⸗ 
ſchreibung eines Wechſels in dem Eigenthumsverhältniß an Gebäuden 
und die zu entrichtenden Fortſchreibungsgebühren ſich beziehen, einſtweilen 
außer Anwendung, und ſtatt derſelben die Bayeriſchen Vorſchriften mit 
den ſich etwa als nothwendig ergebenden, vom Finanzminiſter feſtzuſtel⸗ 
lenden Maaßgaben in Kraft; : 

e) die erſte Reviſion der Gebäudefteuer- Veranlagung ($. 20. des gedachten 
Geſetzes) erfolgt gleichzeitig mit der erſten Reviſion der Veranlagung in 
den älteren Preußiſchen Landestheilen. sr 


GT 
Behufs Veranlagung der Gewerbeſteuer werden 


a) die Eingangs bezeichneten Bayeriſchen Gebietstheile in Gemeinſchaft mit 
dem vormaligen Kurfürſtenthume Heſſen ($. 7. zu B. der Verordnung 
vom 28. April 1867, betreffend die Einführung der Preußiſchen Gefeb- 
gebung in Betreff der direkten Steuern im Gebiete des vormaligen Kur⸗ 
fürſtenthums Heſſen, Geſetz-Samml. für 1867. S. 538.), der zweiten 
Abtheilung im Sinne der $$. 4. 5. und 8. des Geſetzes vom 19. Juli 

1861., betreffend einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung 
der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820., zugetheilt 


bei der erſten Veranlagung der Gewerbeſteuer für die nach Mittelſätzen 
in Geſellſchaften ſteuernden Gewerbetreibenden in der vierten Abtheilung 
treten an Stelle der Kreiſe (F. 26. zu B. des Geſetzes vom 30. Mai 
1820. wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer und Nr. 8. der Beilage B. 
zu demſelben) die zu dieſem Zwecke zu bildenden Veranlagungsbezirke; 


e) die Wahl der Abgeordneten für die Klaſſe A. II. erfolgt durch die in 
den bisherigen Gewerbeſteuerrollen für das Jahr 1867. verzeichneten 
Handeltreibenden, inſoweit dieſelben überhaupt als Handel im 
Sinne der Preußiſchen Gewerbeſteuer⸗Geſetzgebung anzuſehen find, nach 
Ausſcheidung der in den Klaſſen A. I. und B. zu Beſteuernden. 


. 8. 


Die Zahlung der neu veranlagten direkten Steuern darf durch Reklamationen 
nicht aufgehalten werden, muß vielmehr, mit Vorbehalt der ſpäteren Erſtattung 
des zuviel Gezahlten, zu den beſtimmten Fälligkeitsterminen erfolgen. 


$. 9. 

In Betreff der Erhebung und Beitreibung der direkten Steuern kommen, 
bis die in dieſer Beziehung nach den Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung 
und Verwaltung zu treffenden Einrichtungen ausgeführt ſein werden, die bisheri⸗ 
gen Kurheſſiſchen Beſtimmungen mit der Maaßgabe zur Anwendung, daß die 
6995 Steuerbeträge mit Einſchluß der noch in Hebung bleibenden Grundſteuer 
N 3.) in den erſten acht a jeden Monats an die beſtimmte Hebeſtelle im 

oraus einzuzahlen ſind, daß den Pflichtigen jedoch freiſteht, die Steuer auch für 
einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage im Voraus zu bezahlen. 


b 


— 


F. 10. 


Bis die neu veranlagten Steuern (Gebäudeſteuer, Klaffen- und klaſſifizirte 
Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer, $. 2. zu 1. 2. 3.) wirklich zur Hebung gelangen, 
ſimnd die beſtehenden Steuern unverändert fort zu entrichten, vorbehaltlich einer Aus⸗ 
gleichung der für die Zeit nach dem 1. Juli 1867. gezahlten Beträge mit den 
von da ab zu entrichtenden neu veranlagten Steuern. 

(Nr. 6692.) 5 §. 11, 


N 


= es 80 


9. 11. 


In Betreff der Verjährung der direkten Steuern kommen die betreffenden 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 18. Juni 1840. (Geſetz⸗Samml. für 1840. 
S. 140.), nebſt den dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändernden 
Beſtimmungen zur Anwendung. N 

Reklamationen wegen Steuern, welche vor Publikation der gegenwärtigen 
Verordnung entrichtet worden ſind, ſowie Nachforderungen wegen Steuern aus 
dieſer Zeit, müſſen bei Verluſt des Anſpruchs bis zum 1. Juli 1868. geltend 
gemacht werden. 

Für die zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung vorhandenen Steuer⸗ 
rückſtände beginnt die im F. 8. des gedachten Geſetzes feſtgeſetzte vierjährige Ver⸗ 
jährungsfriſt mit dem 1. Januar 1868. 


§. 12. 


In Angelegenheiten der Veranlagung und Handhabung der direkten Steuern 
findet der Rechtsweg fortan nur inſoweit ſtatt, als dies nach den allgemeinen 
Grundſätzen der Preußiſchen Geſetzgebung zuläſſig iſt. 

$. 13. 


Mit dem 1. Juli 1867. treten alle, die bisherigen direkten Steuern be⸗ 
treffenden Bayeriſchen Geſetze und Verordnungen, welche den Beſtimmungen der 


* 


gegenwärtigen Verordnung entgegenſtehen, oder mit denſelben nicht zu vereinigen 
ſind, außer Kraft. 
$. 14. 

Der Finanzminister ift mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt 
und hat die zu dieſem Behufe erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 

Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard- Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 6693) 
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(Nr. 6693.) Geſetz wegen Erhebung der Maiſchſteuer im Kreiſe Wetzlar. Vom 24. Juni 
1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen m. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


8 

Statt des Steuerſatzes von Einem Silbergroſchen von zwanzig Quart 
Maiſchraum bei jeder Einmaiſchung, welcher nach den Exlaſſen vom 3. Oktober 
1826. (Geſetz⸗Samml. S. 87.) und 7. Juni 1828. (Geſetz⸗Samml. S. 72.) im 
Kreiſe Wetzlar ausnahmsweiſe zur Erhebung kommt, ſollen daſelbſt vom 1. Juli 
dieſes Jahres an die durch die Verordnung vom 1. Juni 1854. (Gefeß-Samml. 
S. 266.) vorgeſchriebenen Maiſchſteuerſätze von drei Silbergroſchen und zwei 
Silbergroſchen ſechs Pfennigen für die Bereitung des Branntweins aus Getreide 
und anderen mehligen Stoffen erhoben werden. 
8 

Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 

Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6694.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. April 1867. betreffend die Einrichtung von König- 
lichen Ober-Poſtdirektionen in Kaſſel, Frankfurt a. M. und Darmſtadt. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 11. März d. J. genehmige Ich, 
daß zum 1. Juli d. J. in Kaſſel, Frankfurt und Darmſtadt Königliche Ober⸗ 
Poſtdirektionen mit den Pflichten und Befugniſſen der gleichartigen, anderwärts 
ſchon beſtehenden Behörden eingerichtet und dem Miniſterium für Handel, Ge— 
werbe und öffentliche Arbeiten unmittelbar untergeordnet werden. 
Berlin, den 8. April 1867. i 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 66936695) (Nr. 6695.) 


RE EN ˙² 


a 


(Nr. 6695.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Mai 1867., betreffend die Vereinigung des bis⸗ 
herigen Thurn und Taxisſchen Poſtbezirks mit dem gegenwärtigen Preu— 


ßiſchen Poſtgebiete. 


A den Bericht des Staatsminiſteriums vom 15. d. M. genehmige Ich, daß 
mit der vom 1. Juli 1867. ab ſtattfindenden Vereinigung des Thurn und 
Taxisſchen Poſtbezirks mit dem gegenwärtigen Preußiſchen Poſtgebiete die Be⸗ 
ſtimmungen des Preußiſchen internen Portotarifs und Zeitungsproviſions⸗Tarifs 
auf den Austauſch zwiſchen dem gegenwärtigen Preußiſchen Poſtgebiete und dem 
bisherigen Thurn und Taxisſchen Poſtbezirke ausgedehnt werden, daß die der 
Preußiſchen Poſtverwaltung beiwohnende Befugniß, über gewiſſe Gegenſtände 
des Verſendungs⸗ und Reiſeverkehrs im Wege des Reglements die erforderlichen 
Vorſchriften zu treffen, ferner die dem Chef des Preußiſchen Poſtweſens zuſtehende 
Befugniß in Anſehung des Portofreiheitsweſens entſprechend bei der Erweiterung 
des Poſtweſens auch auf den bisherigen Thurn und Taxisſchen Poſtbezirk ſich 
beziehen ſollen. 


Berlin, den 25. Mai 1867. 
Wilhelm. 


a Gr v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Room. 
5 Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


K 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


